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1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Briefentwurf an das Eid-
genössische Justiz- und Polizeidepartement. 

 

Begründung 
Mit den vorliegenden Weiterentwicklungen des Schengen-Besitzstands durch 
die Übernahme der Verordnungen (EU) 2021/1150 und (EU) 2021/1152 hin-
sichtlich der Festlegung der Bedingungen für den Zugang zu anderen EU-
Informationssystemen für ETIAS-Zwecke wird die Interoperabilität des ETIAS 
mit den anderen EU-Informationssystemen gewährleistet. Der Regierungsart 
begrüsst die Übernahme und Umsetzung der Schengen-
Weiterentwicklungen, da diese die Wirksamkeit der Grenzkontrollen erhöhen 
und Informations- bzw. Sicherheitslücken schliessen. 
  

                                                                                            
 

 


